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DORTMUND.  „Wir haben 
einen sehr guten Einblick 
bekommen, wie die zentrale 
Anlaufstelle für engagierte 
Bürger in unserer Stadt arbei-
tet.“, berichtet der ordnungs-
politische Sprecher der SPD-
Ratsfraktion Dirk Goosmann. 
Die FreiwilligenAgentur 
versteht sich als kostenlose 
Kontakt- und Austauschbör-
se. „Das bürgerschaftliche 
Engagement ist sehr groß. 
Wir sind froh, mit der Frei-
willigenAgentur eine so gut 
funktionierende Einrichtung 
zu haben, an der Organisa-
tionen, Vereine und Bürger 
zueinander fi nden.“ 

Ihr besonderes Augenmerk 
richtete die SPD-Fraktion 
auf die Einführung der 
NRW-Ehrenamtskarte in 
Dortmund. Dirk Goosmann: 
„Generell begrüßen wir diese 
Wertschätzung für die gesell-
schaftlich so wichtige Arbeit. 
Allerdings fi nden wir die 
Hürden für die Ausgabe der 
NRW-weiten Ehrenamtskarte 
sehr hoch und bürokratisch.“ 
So müssen mindestens fünf 
Wochenstunden ehrenamt-
licher Arbeit nachgewiesen 
werden. Die SPD möchte die 
Anerkennung des bürger-

schaftlichen Engagements 
auf breite Füße stellen und 
unbürokratisch auch alle 
unterstützen, die nur wenige 
Stunden im Monat Zeit für 
ein Ehrenamt fi nden. „Die 
SPD-Ratsfraktion wird sich 
umfassend informieren, um 
eine gute Lösung zu fi nden 
und sich nicht vorschnell eine 
Lösung aufdrängen lassen.“ 
so Dirk Goosmann. 

Die SPD-Fraktion hat sich 
in den letzten Jahren konti-
nuierlich für die Stärkung des 
Ehrenamtes eingesetzt. Ohne 
freiwillige Helfer kann unse-
re Stadtgemeinschaft nicht 
funktionieren. 

Noch einmal Dirk Goos-
mann : „Wir haben nicht nur 
die Erhöhung der Aufwands-
pauschalen für die Funkti-
onsträger bei den Freiwilligen 
Feuerwehren auf den Weg 
gebracht. Auch die Arbeit 
der Schiedsleute wird durch 
eine angemessene Erhöhung 
wertgeschätzt. Dieses war 
lange überfällig. Die Verwal-
tung arbeitet derzeit an der 
Anpassung der Satzungen, 
damit die von der Politik be-
schlossenen Erhöhungen nun 
auch bei den Ehrenamtlern 
ankommen.“

SPD-Fraktion besucht 
FreiwilligenAgentur 

Mit neuer Karte das Ehrenamt stärken

SPD-Fraktion 
pocht bei E.ON 
und RWE auf 
Garantie der 
Arbeitsplätze

DORTMUND. Der beschlos-
sene Tausch von Gesell-
schaftsanteilen zwischen 
E.ON und RWE bei gleichzei-
tiger Aufl ösung der Innogy 
wirft bei der SPD-Fraktion 
im Rat der Stadt viele Fragen 
auf. Niemand kann zurzeit 
die Auswirkungen auf die in 
Dortmund ansässigen Innno-
gy-Töchter und die Westnetz 
vorhersehen. Immerhin sind 
in Dortmund rund 3.000 Ar-
beitsplätze von der Fusion be-
troffen. Zudem ergibt sich die 
Frage, wie sich die zukunfts-
orientierte Zusammenarbeit 
in den Kommunalen Unter-
nehmen, bisher mit RWE und 
dann mit E.ON, gestalten 
könnte. 

Standortzusagen           
einhalten

„Wir verlangen, dass die 
Standortzusagen und Ar-
beitsplatzgarantien von RWE 
für Dortmund, die seit der 
Übernahme der VEW durch 
RWE gelten, eingehalten 
werden“, spricht sich der 
SPD-Fraktionsvorsitzende 
Norbert Schilff für den Stand-
ort Dortmund aus und nimmt 
die Befürchtungen der betrof-
fenen Beschäftigten vor Ort 
sehr ernst. Fraglich ist auch, 
wie sich das bisherige part-
nerschaftliche Verhältnis zwi-
schen Dortmund und RWE 
auf kommunale Energietö-
chter wie die DSW21 und die 
DEW21 auswirkt. Sollte E.ON 
tatsächlich in die Anteile der 
DEW21 eintreten, säße in die-
sem Unternehmen zukünftig 
ein neuer Anteilseigner mit 
am Tisch. 

3.000 Arbeitsplätze       
sind betro� en

„Die Entwicklungsstrate-
gien von DEW21 in Dortmund 
und der Region dürfen nicht 
tangiert werden. Wir würden 
erwarten, dass ein neuer An-
teilseigner weiter an einem 
Strang im Sinne des Unter-
nehmens zieht. Dazu müsste 
sich E.ON auf die kommunale 
Philosophie unserer Unter-
nehmen dringend einlassen“, 
so Norbert Schilff weiter. Die 
SPD-Mitglieder in den Auf-
sichtsgremien der betroffenen 
kommunalen Unternehmen 
werden in den nächsten 
Wochen und Monaten sehr 
genau darauf achten, welche 
Auswirkungen aus der Fusion 
zwischen RWE und E.ON für 
Dortmund entstehen.  

Nach dem Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichts in 
Leipzig nimmt die Diskussi-
on um Einfahrverbote von 
Dieselfahrzeugen in den 
Städten wieder Fahrt auf. 
Noch immer werden an 
einigen Messstellen ent-
lang von stark befahrenen 
Straßen auch in Dortmund 
erhöhte Stickoxidwerte 
gemessen. Stickoxide be-
lasten die Luft in diesen 
Bereichen und schaden 
massiv der Gesundheit. 
Insbesondere (ältere) Die-
selfahrzeuge sind für einen 
Großteil des Stickoxidaus-
stoßes verantwortlich.

DORTMUND. Das Gericht 
hat geprüft, ob den Städten 
und Kommunen ausrei-
chende Regelungen zur 
Verfügung stehen, um auf die 
erhöhten Werte dauerhaft 
und effektiv reagieren zu kön-
nen. Die 
Länder 
wurden 
vom Bun-
desver-
waltungs-
gericht 
aufge-
fordert, 
den Kom-
munen 
über so-
genannte 
Luft-
reinhal-
tepläne „verhältnismäßige“ 
Instrumente an die Hand zu 
geben, um gegen die Sticko-
xidbelastungen in den Städ-
ten angehen zu können. 
„Über einen Antrag im zu-
ständigen Planungs- und Um-
weltausschuss haben wir als 

SPD-Fraktion bereits 2017 die 
Verwaltung und Bezirksregie-
rung gebeten, Maßnahmen 
zur Reduzierung der Sticko-
xidbelastungen im Luftrein-
halteplan aufzuzeigen. Mit 
dem Gerichtsurteil aus Leip-
zig wird das Land nun zum 
Handeln aufgefordert und 
muss die Luftreinhaltepläne 

ergänzen. Allerdings sollten 
wir auch weiterhin alles ver-
suchen, Fahrverbote noch 
zu verhindern“, so Monika 
Lührs, umweltpolitische Spre-
cherin der SPD-Ratsfraktion 
Dortmund. 

Das Land wird die Luft-

reinhaltepläne in NRW of-
fensichtlich in drei Schritten 
abändern: 

In Phase 1 soll zunächst 
der Luftreinhalteplan für die 
Modellstadt Düsseldorf ange-
passt werden. In einem weite-
ren Schritt erhalten dann die 
Städte neue Luftreinhalteplä-
ne, die aktuell beklagt werden. 

Schließlich werden auch die 
restlichen Kommunen abge-
arbeitet.  

Zu dieser letzten Kategorie 
gehört derzeit auch  Dort-
mund. Monika Lührs: „Der 
SPD-Fraktion ist es dabei aber 
wichtig, gerade im Ruhrgebiet 

keinen Flickenteppich zu 
schaffen, sondern ein einheit-
liches Vorgehen der Städte zu 
ermöglichen.“

 Eine blaue Plakette, ver-
bunden mit einer neuen be-
ziehungsweise verschärften 
Umweltzone Ruhr wäre dann 
eine mögliche Lösung. 

„Unabhängig davon sehen 
wir als SPD-Fraktion weiter-
hin die Automobilindustrie 
in der Pfl icht“, betont Monika 
Lührs, „nur mit technischen 
Nachrüstungen von älteren 
Dieselfahrzeugen kann ein 
sofortiger und nachhaltig 
effektiver Beitrag zur Luftrein-
haltung geleistet werden.“

 Zudem müssten beson-
dere Berufsgruppen und 
Dienstleister des öffentlichen 
Lebens unbedingt geschützt 
werden und Übergangsfristen 
zugesprochen bekommen. 

Und sie fügt hinzu: „Wir  
begrüßen daher ausdrücklich, 
dass das Bundesverwaltungs-
gericht Ausnahmeregelungen 
anmahnt und besondere 
Berufsgruppen wie beispiels-
weise das Handwerk schützen 
will.“

Fahrverbote verhindern 
Gemeinsames Vorgehen statt Flickenteppich - Automobilindustrie muss in die Pflicht genommen werden

„Nur mit technischen Nach-
rüstungen von älteren Dieseln 
kann ein sofortiger und nach-
haltiger Beitrag zur Luftrein-
haltung geleistet werden. “
Monika Lührs, 
umweltpolitische Sprecherin der SPD-Ratsfraktion

Haushaltsausgleich im Blick
Neue Regierung hat mehr Mittel für Qualifizierung und Beschäftigung Langzeitarbeitsloser zugesagt

DORTMUND. Die Bezirks-
regierung Arnsberg hat den 
Haushalt der Stadt für 2018 
erneut genehmigt. „Dort-
mund bleibt damit hand-
lungsfähig. Unser Einsatz und 
unsere Bereitschaft, wieder 
einmal mehr Verantwortung 
für den Haushalt zu überneh-
men, zahlen sich aus. So kann 
es an vielen Stellen in der 
Stadt weiter voran gehen und 
in die städtische Infrastruktur 
investiert werden“, freut sich 
Heinz-Dieter Düdder, fi nanz-
politischer Sprecher der SPD-
Ratsfraktion Dortmund. 

Die Genehmigung des 
Haushaltes 2018 ist jedoch 
keine Lizenz zum unbe-
dachten Geldausgeben. Die 
SPD-Fraktion nimmt die Hin-
weise der Bezirksregierung 
ernst und wird sich weiterhin 
konstruktiv in die Ausgestal-
tung des Haushaltsmemoran-
dums einbringen. 

Die Stadt plant, aus eige-
nem Antrieb ab 2018 haus-
haltsverbessernde Maßnah-
men in Höhe von 20 Mio. € zu 
erbringen. Ursprünglich wa-
ren nur 15 Mio. € vorgesehen. 

Wie die Bezirksregierung sieht 
auch die SPD-Ratsfraktion die 
große Chance, in Dortmund 
möglichst vor 2021 zu einem 
ausgeglichenen Haushalt zu 
kommen. 

Heinz-Dieter Düdder: 
„Wichtig ist, dass Bund und 
Land die Finanznot der Städte 
weiter im Blick behalten und 
die Kommen zunehmend 
auskömmlich fi nanzieren. 
Gemeinsam mit den eigenen 
Anstrengungen in Dortmund 
kann dann der Ausgleich in 

greifbare Nähe rücken. Der 
Haushalt der Stadt wäre längst 
ausgeglichen, würden uns 
Bund und Land endlich von 
gesamtgesellschaftlichen Ko-
sten entlasten.“

Der größte Kostenblock im 
Haushalt der Stadt Dortmund 
sind die Sozialausgaben. Um-
so wichtiger bleibt der Kampf 
gegen die Langzeitarbeitslo-
sigkeit. 

Die SPD-Ratsfraktion setzt 
auf die Zusagen aus dem Ko-
alitionsvertrag für die neue 

SPD/CDU-Bundesregierung. 
Der Koalitionsvertrag ent-

hält die Zusage, dass die Ein-
gliederungsmittel für Beschäf-
tigungs- und Qualifi zierungs-
maßnahmen wieder deutlich 
angehoben werden und der  

„Aktiv-Pas-
siv-Transfer“ 
zukünftig im 
Sozialgesetz-
buch ver-
ankert wird. 
Das würde 
endlich dem 
Ansatz Rech-
nung tragen, 
dass die 
Aktivierungs-

leistungen für langzeitarbeits-
lose Menschen an Bedeutung 
gewinnen. 

Im Rahmen der Flüchtlings-
integration bleibt die Lan-
desregierung in der Pfl icht, 
die Städte zu unterstützen 
und auch die Integrations-
pauschale des Bundes an die 
Städte vollständig durchzu-
reichen. 

Hier hat die Ratsfraktion 
große Zweifel, dass die Lan-
desregierung Wort hält.

Über das große ehrenamtliche Engagement der Dort-
munder informierte sich SPD-Fraktion im Bürgerdienste-
Ausschuss bei der FreiwilligenAgentur.  Foto: SPD

Über das große ehrenamtliche Engagement der Dort-In die Infrastruktur investieren kann die Stadt dank 
eines genehmigten Haushalts. Schon vor 2021 sieht die 
SPD-Fraktion die Chance, dass Dortmund einen ausge-
glichenen Haushalt hat. Foto: pixabay

In die Infrastruktur investieren kann die Stadt dank 

Fraktionsvorsitzender Norbert 
Schil� . Foto: SPD

„Aktiv-Pas-
siv-Transfer“ 
zukünftig im 
Sozialgesetz-
buch ver-
ankert wird. 
Das würde 
endlich dem 
Ansatz Rech-

Heinz-Dieter
Düdder

Gerade Dieselfahrzeuge stehen aktuell wegen ihres hohen Ausstoßes an Stickoxiden in der 
Kritik. Foto: pixabay

Andrew Kunter wurde 
zum neuen Geschäftsfüh-
rer der SPD-Ratsfraktion 
benannt. Ihn begrüßten 
die stellv. Vorsitzende der 
SPD-Fraktion Ulrike Matz-
anke (l.), Geschäftsführer 
Christian Uhr (2.v.l.), Vor-
sitzender Norbert Schilff 
(3.v.r.) sowie seine Stell-
vertreter Hendrik Bernd-
sen und Renate Weyer 
im Rathaus. Zum 1. April 
übernimmt Andrew Kun-

ter die Geschäftsführung 
der SPD-Fraktion im Rat. 
Der bisherige Geschäfts-
führer Christian Uhr wird 
zeitgleich sein neues Amt 
als Personal- und Orga-
nisationsdezernent der 
Stadt antreten.  „Andrew 
Kunter genießt das Ver-
trauen der Ratsfraktion“, 
freut sich Fraktionsvor-
sitzender Norbert Schilff  
auf die Zusammenarbeit.“
 Foto: SPD

Neu dabei: Andrew Kunter


